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Gestaltende Rolle der  
Kommunen in der Pflege  
stärken

Umfassende Stärkung der  
Betreuungsvereine

Liebe Leserinnen und Leser, 

der rapide gesellschaftliche Wandel, in dem wir leben, ist unübersehbar. 
Wir erleben ihn in allen Bereichen unseres Lebens. Die politische Gestal-
tung unseres Landes stellt Fragen, die oft nicht mehr an einzelne Ressorts 
gebunden sind, sondern vorrangig übergreifendes Denken, Entwerfen und 
Handeln erfordern – Gesellschaftspolitik im wahrsten Sinne. Die bestehen-
den Gesetze und Regelungen z. B. in der Sozial- und Familienpolitik, in 
der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik aber auch in der Gesundheits- und 
Engagementpolitik sind auf ihre Tauglichkeit zu prüfen, ob sie dem ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, der Ermöglichung von Selbstbestimmung 
und Teilhabe und der Sicherung von Freiheit dienen. Sie sind entsprechend 
weiterzuentwickeln.

Wenn es gesamtgesellschaftliche Fragen zu beantworten gilt, macht es 
Sinn, Träger der Zivilgesellschaft einzubeziehen. Die Freie Wohlfahrtspflege 
stellt sich ihrer Verantwortung und unterbreitet mit diesen Forderungs-
papieren Vorschläge und Ideen zu wichtigen Fragen des sozialen Lebens 
in Deutschland, die wir Ihnen hiermit an die Hand geben. Wir bitten Sie in 
Ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich um Verbreitung und Unterstüt-
zung dieser Forderungen. 

Und so hoffen wir, dass viele der folgenden Punkte in politisches Handeln 
einfließen, in Partei-, Wahl- und schließlich Regierungsprogramme. 

Wir freuen uns auf das Gespräch mit Ihnen. 

Dr. Gerhard Timm
Geschäftsführer der BAGFW

Erwartungen an die Bundespolitik  

in der 19. Legislaturperiode
Altenhilfe und 
Betreuungsrecht



Verbesserung der Personalaus-
stattung in der Altenpflege

Der Alltag in den Einrichtungen und Diensten 
der Altenpflege ist geprägt von Arbeitsverdich-
tung und Personalmangel. Der Bedarf an pro-
fessioneller Pflege wird zudem in den nächsten 
Jahren durch demografische Entwicklungen, 
fachliche Weiterentwicklungen und gesetzliche 
Neuregelungen steigen. Eine der zentralen He-
rausforderungen ist deshalb die Frage nach der 
zukünftigen Personalausstattung in der Alten-
pflege. Die BAGFW fordert, die Personalschlüs-
sel in der Pflege an den tatsächlichen Bedarf 
anzupassen. Im Rahmen der Überleitung auf 
den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff wurden 
bereits erste Schritte unternommen. Bis zur 
Umsetzung der gesetzlich geforderten Anpas-
sung der Personalschlüssel ab 2020 sind aber 
weitere Zwischenschritte zur Verbesserung der 
Personalsituation in der Altenpflege notwen-
dig. Die bundesweit höchsten Personalschlüssel 
sollten dabei als Mindestmaßstab gelten. Ein 
adäquates Personalbemessungsinstrument 
muss verbindlich festgeschrieben werden, 
wobei auch die jeweiligen länderspezifische Be-
sonderheiten Berücksichtigung finden müssen.

Hospiz- und Palliativversorgung in Heimen

Mit dem Einzug in eine Pflegeeinrichtung 
treten viele Bewohner und Bewohnerinnen 
bereits in die letzte Lebensphase ein und benö-
tigen deshalb eine zeit- und personalintensive 
palliative Versorgung. Auch der (fach)pflege-
rische Aufwand ist gerade in der Sterbephase 
besonders hoch. Zudem können ethische Fra-
gen relevant werden, zu deren Beantwortung 
zusätzlich zum hausinternen Personal externe 
Fachleute hinzugezogen werden müssen.
Zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativver-
sorgung in Heimen fordert die BAGFW eine 
Verbesserung der Personalschlüssel sowie eine 
adäquate Finanzierung. Die finanzielle Verant-
wortung für die Verbesserung der Palliativver-
sorgung und die Förderung einer hospizlichen 
Kultur in vollstationären Pflegeeinrichtungen 
sieht die BAGFW – in Analogie zur Finanzie-
rung stationärer Hospize – in der gesetzlichen 
Krankenversicherung verortet.

Attraktivität der Pflegeberufe deutlich erhöhen

Um dem steigenden Personalbedarf in der Al-
tenpflege entsprechen zu können, ist es zudem 

erforderlich, die Attraktivität der Pflegeberufe 
deutlich zu erhöhen. Dazu ist aus Sicht der 
BAGFW eine konzertierte Strategie notwendig, 
insbesondere:

 – eine Erhöhung der gesellschaftlichen 
Wertschätzung der Altenpflege sowie die 
Kommunikation des Beitrags, den die Al-
tenpflege für die Gesellschaft leistet

 – die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
vor Ort

 – die Sicherstellung einer angemessenen, 
tarifliche Bezahlung aller Beschäftigten in 
der Pflege und die Angleichung der Gehäl-
ter in der Altenpflege an die Gehälter im 
Krankenhaus

 – die Refinanzierung der tariflichen Struk-
turen, einschließlich einer Aufhebung der 
Deckelung der Grundlohnsteigerung im 
SGB V.

Ausbildung in den Pflegeberufen an die kom-
plexen Anforderungen anpassen

Ein wesentlicher Beitrag zur Eindämmung des 
Personalmangels sowie zu einer Steigerung 
der Attraktivität der Pflegeberufe kann bereits 
im Rahmen der Pflegeausbildung geleistet 
werden. Die BAGFW fordert, die Ausbildung in 
den Pflegeberufen und auch in anderen Tätig-
keitsfeldern der Altenhilfe so zu gestalten, dass 
sie auf die steigenden und zunehmend kom-
plexer werdenden beruflichen Anforderungen 
gut vorbereitet. So sollen Pflegekräfte künftig 
eigenverantwortlich heilkundliche Aufgaben 
ausüben können. Auszubildende dürfen zudem 
nicht auf den Personalschlüssel der Einrichtun-
gen angerechnet werden.

Pflegende Angehörige entlasten 
und stärken

Entlastungsangebote bedarfsgerecht gestalten

Entlastungsangebote für Angehörige müssen 
niedrigschwellig und flexibel einsetzbar sein. 
Aus Sicht der BAGFW ist deshalb der Entlas-
tungsbetrag für pflegende Angehörige als 
jährliches Budget auszugestalten. Weiterhin 
fordern wir eine vollständige Harmonisierung 
der Dauer von Verhinderungs- und Kurzzeit-
pflege. Die derzeit noch erforderliche Vorpfle-
gezeit von mindestens sechs Monaten Pflege 
in der Häuslichkeit des Pflegebedürftigen, 

Pflege und Betreuung –  
zukunftsgerecht ausgestalten



Altenhilfe und Betreuungsrecht

bevor Leistungen der Verhinderungspflege 
in Anspruch genommen werden können, ist 
abzuschaffen. Ebenso darf eine stundenweise 
Inanspruchnahme von Leistungen der Verhin-
derungspflege von weniger als 8 Stunden pro 
Tag nicht auf die Höchstdauer der Ersatzpflege 
angerechnet werden.

Weiterentwicklung der sozialen und renten-
rechtlichen Absicherung der Pflegepersonen

Die deutliche Benachteiligung von pflegenden 
Angehörigen von Versicherten mit Pflegegrad 1 
muss aus Sicht der BAGFW dringend korrigiert 
werden, da sie nicht in die Regelungen zur 
sozialen Sicherung einbezogen sind.

Die BAGFW fordert zudem eine Weiterentwick-
lung der rentenrechtlichen Absicherung für 
pflegende Angehörige. Die Übernahme von 
Pflege darf nicht zu Nachteilen bei der Alters-
rente führen.

Rolle der Kommunen in der  
Altenhilfe stärken

Die Gesellschaft muss Rahmenbedingungen 
schaffen, damit pflegebedürftige Menschen 
mitten im Quartier leben können. Dazu bedarf 
es der Bereitstellung von barrierefreiem und 
bezahlbarem Wohnraum ebenso wie der ge-
zielten Förderung des Miteinanders von Jung 
und Alt in generationengemischten Quartieren. 
Die Politik ist aufgefordert, das ehrenamtliche 
Engagement von älteren Menschen und für 
ältere Menschen gezielt zu fördern. Insgesamt 
ist die gestaltende Rolle der Kommunen in 
der Pflege zu stärken. Um eine wohnortnahe 
verzahnte Beratungs- und Versorgungsstruk-
tur sowie eine bedarfsgerechte Infrastruktur 
zu gewährleisten, müssen die Kommunen für 
ihre Aufgaben der Sozialplanung, Koordina-
tion, Vernetzung und Steuerung wieder mehr 
Verantwortung übernehmen. Dazu müssen die 
Kommunen auch finanziell in die Lage versetzt 
werden, ihre Aufgaben der kommunalen Al-
tenhilfe erfüllen zu können.

Finanzierungsgrundlage der 
Pflege ausbauen

Einnahmebasis der Pflegeversicherung  
verbreitern

Leistungsverbesserungen und eine bessere Per-
sonalausstattung in der Pflege erfordern eine 
nachhaltige Sicherung der Finanzierungsbasis 

der Pflegeversicherung. Um die Einnahmebasis 
zu verbreitern, fordert die BAGFW, dass alle 
weiteren Einkommensarten, orientiert am steu-
erlichen Einkommensbegriff, in die Beitragsbe-
messung einfließen. Die Beitragsbemessungs-
grenze soll bis auf das Niveau der Gesetzlichen 
Rentenversicherung angehoben werden.

Kosten der medizinischen Behandlungspflege 
im Heim aus dem SGB V finanzieren

Die BAGFW weist auf das Grundproblem hin, 
dass die medizinische Behandlungspflege 
nach geltender Rechtslage in vollstationären 
Pflegeeinrichtungen aus den gedeckelten 
Pflegesätzen des SGB XI zu finanzieren ist. Dies 
stellt eine ungerechtfertigte Benachteiligung 
von Menschen in vollstationären Pflegeein-
richtungen dar. gegenüber pflegebedürftigen 
Menschen, die in ihrer eigenen Häuslichkeit 
leben. Die BAGFW setzt sich daher für eine sys-
temkonforme Finanzierung der medizinischen 
Behandlungspflege aus dem SGB V ein.

Digitalisierung in der Pflege  
vorantreiben

Die BAGFW sieht in der effizienten Nutzung 
digitaler Technologien ein großes Potential für 
die Zukunft der Pflege und fordert die Politik 
deshalb auf, Prozesse der digitalen Transfor-
mation in der Pflege zu unterstützen und zu 
fördern. Dabei geht es zum einen um eine 
Unterstützung von hilfs- und pflegebedürfti-
gen Menschen durch Aufnahme der digitalen 
Hilfsmittel in den Hilfs- bzw. Pflegehilfsmittel-
katalog. Des Weiteren muss die Pflege an die 
Telematik-Infrastruktur angeschlossen werden.
Zum anderen kann Digitalisierung in der Pflege 
unterstützend und entlastend für das Pflege-
personal sein, so etwa bei der digitalen Date-
nerstellung-, -verwaltung und -übertragung 
oder durch Robotik für die körperliche Entlas-
tung. Die BAGFW fordert zudem, dass die dafür 
erforderliche Technik nicht zu einer zusätzli-
chen finanziellen Belastung wird.

Weiter ist es der BAGFW ein Anliegen, beim 
Einsatz digitaler Technologien einen hohen 
Datenschutz und das Selbstbestimmungsrecht 
der Versicherten zu gewährleisten.

Betreuungsvereine stärken

Unverzügliche Anpassung der Höhe der Vergü-
tungssätze für beruflich rechtliche Betreuer
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BAGFW-Forderungen an die Bundespolitik 
nach der Bundestagswahl 2017 gibt es zu 
folgenden Themen: 

Behindertenpolitik

Gesundheitswesen

Migration

Kinder, Jugend, Familie und Frauen

Arbeitsmarktpolitik und Grundsicherung

Bürgerschaftliches Engagement

Europa

Altenhilfe und Betreuungsrecht

Die Bezahlung der Vereinsbetreuer/-innen rich-
tet sich nach den im Vormünder- und Betreu-
ervergütungsgesetz (VBVG) festgeschriebenen 
Stundensätzen. Diese wurden zuletzt 2005 
aktualisiert. 
Die Bezahlung der Vereinsbetreuer ist tarifge-
bunden. Die Personalkosten sind seit 2005 um 
über 20 % gestiegen und können mit den ak-
tuellen Vergütungssätzen im VBVG nicht mehr 
refinanziert werden. 

Um den Rückgang der Betreuungsvereine auf-
zuhalten, soll das VBVG unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Studien des BMJV zum Be-
treuungsrecht, geändert werden. Hierzu liegt 
bereits ein Bundestagsbeschluss aus der letzten 
Legislaturperiode vor. Die Zustimmung des 
Bundesrates steht aus. Die Koalitionspartner 
sollten sich für eine Umsetzung des Beschlusses 
einsetzen, der eine Änderung des § 4 VBVG 
beinhaltet und die Anhebung der Stundensätze 
um mindestens 15 % als Ausgleich der Preisstei-
gerungen seit 2005, d. h. von aktuell € 44,- in 
der höchsten Stufe auf € 52,- vorsieht.

Strukturelle Reformen in Betreuungsrecht und 
Überarbeitung des Vergütungssystems für 
Betreuung

Die Ergebnisse der beiden Studien des BMJV 
zur „Qualität in der Rechtlichen Betreuung“ 
und zur „Umsetzung des Erforderlichkeits-
grundsatzes in der betreuungsrechtlichen Pra-
xis“ sollen hinsichtlich notwendiger (Struktur-)

Reformen im Betreuungsrecht ausgewertet und 
die entsprechenden Schritte für ein Gesetzes-
vorhaben eingeleitet werden. Dabei soll die 
Bedeutung der Betreuungsvereine als einzige 
Akteure der Zivilgesellschaft herausgestellt 
werden und ihre Zukunft langfristig sicherge-
stellt werden. 

Die BAGFW erwartet deshalb von der Bundes-
politik, dass sie gemeinsam mit den Akteuren 
im Betreuungswesen Lösungsvorschläge zur 
strukturellen Reform der Betreuervergütung 
erarbeitet und fordert die Politik auf, dabei 
eine regelmäßige Anpassung der Vergütung an 
die allgemeine Lohnentwicklung zu berücksich-
tigen und für eine entsprechenden Umstellung 
im Vergütungssystem zu sorgen.

Wiederherstellen der Förderung der Vereinsar-
beit durch Bundesmittel

Durch eine umsatzsteuerliche Besserstellung 
von Betreuungsvereinen gegenüber selbststän-
digen Berufsbetreuern wurde eine indirekte 
Förderung der Vereinsarbeit auf Bundesebene 
geschaffen, die zum 01.07.2013 aufgehoben 
wurde. 

Die BAGFW erwartet von der Politik, dass eine 
vergleichbare Förderung zugunsten der Betreu-
ungsvereine auf Bundesebene zügig wieder 
aufgenommen wird.


